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Mehr Transparenz bei der Wissenschaft  
– Offenlegung von Kooperationsverträgen –  

 
 

Die Kooperation zwischen Wissenschaft und Wirtschaft hat eine lange Tradition. Dies 

gilt für gemeinsame Institute ebenso wie für Stiftungsprofessuren und sonstige 

Formen der Zusammenarbeit. 

 

Unternehmensfinanzierte Forschung nimmt einen immer größeren Anteil an der 

Wissenschaft ein. Deutschlandweit sollen inzwischen 660 Lehrstühle direkt oder indirekt 

von Unternehmen finanziert sein. Oft sind Motivation und Umfang der Förderung für 

Außenstehende nicht erkennbar. Für eine Beurteilung der Forschungsergebnisse und 

deren Bewertung ist die Kenntnis dieser Hintergründe jedoch Voraussetzung. Die 

Freiheit von Forschung und Wissenschaft lebt von einer offenen Diskussion; 

Geheimhaltung engt diese Freiheiten ein. 

 

Einer verborgenen Einflussnahme auf Forschungsgegenstände, Forschungsergebnisse 

und auf deren Veröffentlichung kann nur durch eine konsequente 

Politik der Offenheit begegnet werden. Kooperationsverträge zwischen Wissenschaft 

und Unternehmen sind grundsätzlich offenzulegen. Eine solche Veröffentlichungspflicht 

sollte mindestens die Identität der Drittmittelgeber, die Laufzeit der Projekte, 

den Förderumfang und die Einflussmöglichkeiten der Drittmittelgeber auf 

Forschungsziele und -ergebnisse umfassen. Die Pflicht zur Veröffentlichung der Verträge 

darf nur zurücktreten, soweit und solange die Bekanntgabe gesetzlich geschützte 

Interessen beeinträchtigt. 

 

Die regelmäßige Offenlegung der Finanzierung von Forschungsprojekten ist nach 

Auffassung der Informationsfreiheitsbeauftragten ein geeignetes Instrument, um die 

Freiheit der Forschung zu schützen, indem einseitige Abhängigkeiten oder auch nur 

deren Anschein vermieden wird. Eine reine Selbstverpflichtung der Universitäten und 

Forschungseinrichtungen ist hierfür nicht ausreichend. Es bedarf vielmehr konsequenter 

Regelungen in den Informationsfreiheitsgesetzen des Bundes und der Länder. 


